
Strafaussetzung die Möglichkeit der Bewährung zu 
geben, für die nach unserer Überzeugung bestimmte 
Anhaltspunkte vorhanden sind.

Eine Überbewertung des Subjekts wäre es dagegen 
unserer Meinung nach gewesen, wenn das Gericht in 
folgendem Fall dem Antrag der Verteidigung gefolgt 
wäre: Ein 55jähriger Angeklagter mit einer positiven 
Vergangenheit — er war Mitglied der SED, Partei­
sekretär, Leiter einer Kampfgruppe und hatte sich 
auch am 17. Juni 1953 bewährt — vergriff sich in ver­
brecherischer Weise an einem noch nicht 14jährigen 
Mädchen. Das ärztliche Gutachten verneinte das Vor­
liegen der Strafausschließungs- oder -milderungsgründe 
des § 51 Abs. 1 und 2 StGB, bescheinigte ihm aber, daß 
er früh gealtert sei und an einer beginnenden Gehirn­
verkalkung leide. Es kam zu dem m. E. merkwürdigen 
Schluß, daß das 14jährige Mädchen zwar den 55jährigen 
nicht direkt verführt habe, aber immerhin seine 
Partnerin gewesen sei. Der Verteidiger des Angeklag­
ten war der Meinung, daß die erlittene Untersuchungs­
haft von sieben Monaten (einschließlich eines längere.? 
Aufenthalts in der Heilanstalt) angesichts der Ver­
dienste des Täters in der Vergangenheit, seiner 
beginnenden Verkalkung und der Partnerschaft des 
Mädchens ausreiche, um den Strafzweck zu erfüllen, 
während das Gericht entsprechend dem Antrag der 
Staatsanwaltschaft auf eine Zuchthausstrafe von einem 
Jahr und drei Monaten erkannte. Bei diesem Strafmaß 
stand aber die Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat im 
Vordergrund, erst an zweiter Stelle die Persönlich­
keit des Täters, die genügend berücksichtigt wurde. 
Das Bezirksgericht teilte diese Auffassung und verwarf 
die vom Verteidiger eingelegte Berufung als offensicht­
lich unbegründet.

Wir haben uns auch mit dem materiellen Ver­
brechensbegriff beschäftigt und sind mit R e n n e b e r g ,  
H ü b n e r  u n d  W e b e r  (NJ 1957 S. 33) der Meinung, 
daß die Frage nach der Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Tat nur in Ausnahmefällen zu stellen ist, wenn beson­
dere Umstände, z. B. der äußerst geringe Wert einer 
gestohlenen Sache, zu einer solchen Fragestellung 
zwingen. Wir sind aber im Gegensatz zu ihnen der 
Auffassung, daß eine Gesellschaftsgefährlichkeit auch 
dann vorliegt, wenn jemand vor Gericht über Dinge 
falsch aussagt, die für die Sachentscheidung völlig 
nebensächlich sind und deshalb die Entscheidung des 
Gerichts überhaupt nicht beeinflussen können. Ab­
gesehen davon, daß § 153 StGB es nicht darauf abstellt, 
daß die uneidliche, vorsätzlich falsche Aussage für die 
Entscheidung des Gerichts von Bedeutung sein muß, 
bedeutet doch das straflose Hinnehmen einer falschen 
Aussage eine Schwächung der Autorität des Gerichts. 
Angeklagte, Parteien, Zuhörer und andere, die von 
dieser falschen Aussage Kenntnis haben oder bekom­
men, werden daraus schließen, daß man das Gericht 
ungestraft belügen kann und daß das gerichtliche 
Urteil, welches diese Aussage als wahrheitsgemäß und 
für die Entscheidung maßgeblich verwertet, ebenfalls 
in Widerspruch zur Wahrheit steht. Die in dem ge­
nannten Artikel vorgenommene Differenzierung ist 
aber auch lebensfremd, denn sie verkennt die Tatsache, 
daß es den Zeugen wie den Parteien im Zivilprozeß, 
falls sie ohne Anwälte auftreten, und häufig selbst den 
Angeklagten im Strafprozeß durchaus nicht immer klar 
ist, worauf es für die Sachentscheidung des Gerichts 
ankommt.

Wir können uns auch nicht mit der von L e k s c h a s  
u n d  R e n n e b e r g  auf der im November 1956 in Berlin 
durchgeführten Tagung des Deutschen Instituts für 
Rechtswissenschaft aufgestellten These einverstanden 
erklären, daß das Verbrechen in der DDR letzten Endes 
Ausdruck des Klassenkampfes sei. Ihre Begründung 
(nach M. B e n j a m i n s  Bericht in NJ 1956 S. 717), das 
Verbrechen „sei objektiv schädlich für die Entwicklung 
der Arbeiter-und-Bauem-Macht in der DDR und werde 
in letzter Instanz durch den politischen, ökonomischen 
oder ideologischen Klassenkampf hervorgebrachf, er­
scheint uns — ohne daß wir selbstverständlich die 
objektive Schädlichkeit jedes Verbrechens für unseren 
Staat verneinen •— nicht stichhaltig. Es gibt bestimmte 
Verbrechen — am deutlichsten ist dies erkennbar bei 
Sittlichkeitsverbrechen —, die ihre Ursache z. B. in 
psychischen Veränderungen des Menschen haben, ohne 
daß man diese wiederum auf den politischen, ökono­

mischen oder ideologischen Klassenkampf zurückführen 
kann. Im übrigen ist auch von anderen Teünehmern 
dieser Tagung, darunter von M e l s h e i m e r ,  hervor­
gehoben worden, daß die These vom Verbrechen als 
Klassenkampf in ihrer Absolutheit falsch sei und zu 
einer falschen Auslegung durch Richter und Staats­
anwälte geführt habe. Die gesamte Frage sollte unserer 
Meinung nach nochmals gründlich erörtert werden, 
aber nicht auf großen Konferenzen, sondern in Arbeits­
gemeinschaften, in denen das Für und Wider besser 
ausdiskutiert werden kann*).

Noch ein Wort zu der vorgesehenen neuen Strafart, 
der bedingten Verurteilung. In der Zeitschrift „Der 
Schöffe“ 1956 Heft 6 S. 177 heißt es hierzu:

„Die bedingte Verurteilung kann bei einer Gefäng­
nisstrafe bis zu zwei Jahren ausgesprochen werden, 
wenn der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Tat, die gegebenen Umstände und das Verhalten 
des Täters vor und nach Begehung der Straftat dies 
gerechtfertigt erscheinen lassen“.

Zwar wurden die vorgesehenen neuen Strafarten, auch 
der öffentliche Tadel, bisher mit den Praktikern nicht 
sehr eingehend diskutiert, doch erscheint mir die be­
dingte Verurteilung bei einer Gefängnisstrafe bis zu 
zwei Jahren eine allzu einseitige Betonung des Charak­
ters der Strafe als Erziehungsmittel und eine Unter­
schätzung der Schwere der Tat, des Grades ihrer 
Gesellschaftsgefährlichkeit. Ich kann mir bei fahrlässig 
begangenen Verbrechen, die unter besonders tragischen 
Umständen vor sich gegangen sind oder besonders 
tragische Folgen für den Täter gehabt haben, z. B. 
wenn eine Mutter aus Fahrlässigkeit den Verbrennungs­
tod ihres eigenen Kindes verursacht hat, vorstellen, 
daß man der Mutter in einem solchen Falle bedingte 
Strafaussetzung gewährt. Schwerlich wird man aber hier 
eine Gefängnisstrafe von mehr als einem Jahr aus­
sprechen. In meiner nunmehr über zehnjährigen Praxis 
ist mir noch kein Angeklagter begegnet, den ich bei 
voller Berücksichtigung aller persönlichen Umstände 
angesichts der Schwere seiner Tat zu mehr als einem 
Jahr Gefängnis verurteilt habe und ihm dann mit 
gutem Gewissen für die ganze Zeit hätte bedingte 
Strafaussetzung gewähren können.

Wir wären schlechte Marxisten, schlechte Dialektiker, 
wenn wir im Kampf um die Durchsetzung neuer Maß­
stäbe in der Sträfpolitik im Schwingen des Pendels 
nach rechts — wie man etwa den oben genannten 
Artikel von Schulze bezeichnen könnte — nicht zugleich 
einen Prozeß der Entwicklung sähen, der nun einmal 
nicht in Form einer harmonischen Entfaltung der Er­
scheinungen verläuft, sondern im Kampf der Wider­
sprüche, die den Dingen und Erscheinungen eigen sind, 
in Form eines Kampfes gegensätzlicher Tendenzen, die 
auf der Grundlage dieser Widersprüche wirksam sind. 
Aus diesem Kampf der Widersprüche kann und darf 
nur eine den Forderungen des 30. Plenums des ZK der 
SED und damit dem politischen und gesellschaftlichen 
Stand unserer Deutschen Demokratischen Republik ge­
recht werdende neue, höhere Qualität unseres Rechts 
und unserer Rechtsprechung hervorgehen.

HELLMUTH REHSE,
Direktor des Kreisgerichts Oranienburg

*) Das Protokoll der Konferenz der DIR wird in Kürze 
unter dem Titel „Verbrechen und Klassenkampf** im VEB 
Deutscher Zentralverlag erscheinen. Es sollte weiteren Dis­
kussionen zugrunde gelegt werden. — D. Red.

Kritik eines Schöffen an der Tätigkeit 
eines Rechtsanwalts im Eheverfahren

Den kritischen Hinweisen von K r ö n i n g zur Tätig­
keit der Rechtanwälte im Eheverfähren (NJ 1957 S. 25) 
kann man nur zustimmen.

Der Rechtsanwalt hat im Eheverfahren neben der 
Parteivertretung auch die Aufgabe, die Bemühungen 
des Gerichts zu unterstützen, die auf die Aussöhnung 
der Ehegatten gerichtet sind. Dies entspricht den 
Grundsätzen der neuen Eheverordnung und den Rechts­
anschauungen unserer Werktätigen. Diese Aufgabe wird 
aber von den Rechtsanwälten noch nicht immer richtig 
erkannt. Hierzu ein Beispiel:
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